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Gorbatschow befindet sich mit 
seiner Reformpolitik in einer 

Sackgasse. Obwohl der in allen Be­
reichen offenkundige Niedergang 
der sowjetischen W irtschaft zum 
Handeln zwingt, kann er radikale Re­
form schritte nicht unternehmen, weil 
diese die konservativen Kräfte, die er 
derzeitig zu seinem eigenen Macht­
erhalt benötigt, gegen ihn aufbringen 
würden. Und da weite Kreise der Be­
völkerung allein ihm die Verantwor­
tung für die w irtschaftliche Misere 
des Landes zuschieben, findet er 
auch bei diesen für notwendige Re­
formen keine Zustimmung. Vielmehr 
muß er, wie die Streiks insbesondere 
in den sowjetischen Bergwerken und 
der angekündigte Generalstreik in 
W eißrußland zeigen, mit landeswei­
tem W iderspruch und Aufruhr rech­
nen.

Gorbatschows Handlungsspiel­
raum reicht bestenfalls noch für Ein­
zelaktionen aus, die man zum Teil 
zwar als kleine Schritte in die richtige 
Richtung bewerten kann, die den­
noch aber nur verzweifelte Versuche 
darstellen, den Niedergang der so­
w jetischen W irtschaft zu bremsen. 
Denn Maßnahmen wie die E inzie­
hung der 50- und 100-Rubelscheine 
sowie die KGB-Kontrollen in den Un­
ternehmen und die jüngst durchge­
führte sogenannte Preisreform dürf­
ten ungeeignet sein, die tiefgreifende 
Rezession der Sowjetw irtschaft auf­
zuhalten.

Von allen notwendigen Reform­
schritten war in den vergangenen 
Jahren am häufigsten eine Preisre­
form und die Preisfreigabe gefordert 
worden, hatte sich doch inzwischen 
auch in der Sowjetunion die Erkennt­
nis durchgesetzt, daß eine m arkt­
w irtschaftliche Ordnung freie Preise 
voraussetzt. Anfang April 1991 
konnte die erste Preisreform im Ein­
zelhandel seit Beginn der Pere­
strojka verw irklicht werden. Zwei 
Fragen drängen sich auf. Macht 
diese Preisreform ordnungspolitisch 
einen Sinn? Und was bedeutet sie 
gesam twirtschaftlich sowie für die 
Versorgung der Bevölkerung?
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Ordnungspolitisch bleibt die 
Preisreform fragwürdig, da sich nur 
für 30% der Güter die Preise nach 
Angebot und Nachfrage bilden sol­
len. Für 55% werden die Preise wei­
ter direkt vom Staat festgelegt. Für 
15% der Güter sollen die Preise indi­
rekt reguliert werden; da hierbei be­
stimmte Höchstgrenzen nicht über­
schritten werden dürfen, handelt es 
sich tatsächlich nicht um Ergebnisse 
des Marktes, sondern um staatliche 
Preisfixierungen.

Die -  unterschiedliche -  Anhe­
bung vie ler Preise entspricht zwar 
den w irtschaftlichen Erfordernissen, 
sie darf aber nicht so interpretiert 
werden, daß nun Preisrelationen be­
stehen, wie sie sich unter Marktbe­
dingungen herausgebildet hätten. 
Auch die neue Preisstruktur wird 
also bestenfalls verzerrte Signale für 
eine w irtschaftlich vernünftige Res­
sourcenallokation geben können. Da 
die Märkte mit den freigegebenen 
Preisen überwiegend noch von 
staatlichen Monopolen beherrscht 
werden, können die Käufer keine 
Preisvorteile aus einem Wettbewerb 
zwischen den Produzenten erwar­
ten.

Eben diese m onopolistischen An­
gebotsstrukturen sind dafür verant­
wortlich, daß die höheren Preise 
nicht unbedingt zur Erhöhung des 
W arenangebots führen werden. Die 
Unternehmen könnten sogar geneigt 
sein, ihr W arenangebot einzuschrän­
ken. V iele Sowjetbürger sind hier­
über sehr enttäuscht, hatte man 
doch In der Vorbereitungsphase der 
Preisreform die Bevölkerung glau­
ben machen wollen, daß sich im 
Zuge der Preissteigerungen sehr 
bald -  w ie im Falle Polens -  die Re­
gale In den Geschäften mit einem 
breiten W arensortiment füllen wür­
den.

Verärgert reagieren die Sowjet­
bürger auch auf das Ausmaß des 
Preisanstiegs. Sie müssen nun erle­
ben, daß sich trotz Kom pensations­
zahlungen von m indestens 60 Rubel 
pro Kopf ihre reale Kaufkraft verm in­
dert, Hatten Insbesondere die Kol­
chosm ärkte und der Schwarzhandel 
bisher schon zu einer starken Geld­
entwertung geführt, so muß der So­
wjetbürger nun die Überzeugung ge­
winnen, daß die Preisreform endgül­
tig die Hyperinflation herbeiführt. 
Deshalb muß die sowjetische W irt­
schaftsführung bei weiteren Reform­
maßnahmen damit rechnen, daß in 
der sowjetischen Bevölkerung die 
Akzeptanzprobleme wohl noch 
wachsen werden.

Das einzig positive Ergebnis der 
Preisreform liegt also darin, daß der 
Staat künftig weniger Haushaltsm it­
tel für Subventionen wird aufwenden 
müssen. Kurzfristig steht den ge­
ringeren Ausgaben des Staates für 
Preissubventionen allerdings die Fi­
nanzierung der Kompensationszah­
lungen an die Sowjetbürger gegen­
über. Da diese Kompensationen die 
Preiserhöhungen nur zu 85%  abfan- 
gen, werden viele Konsumenten die 
Differenz aus ihren Ersparnissen fi­
nanzieren und so durch Verringerung 
des Geldüberhangs gezwungener­
maßen einen Stabilisierungsbeltrag 
leisten; andere werden ihren realen 
Konsum einschränken müssen.
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